
R+V Versicherung - 65181 Wiesbaden

R+V Allgemeine Versicherung AG
Raiffeisenplatz 1

65189 Wiesbaden
www.ruv.de

lhr Kundencenter:

Telefon: 0800 533-'1 '1 18.
Telefax: 0611 533-2408

lhre Agentur: 184178
KuV24-manager.de
Versicherungsmakler GmbH
Karlstr.99 (Mitte)
89073 Ulm

Telefon: 07312770367
Telefax: 073127703967

Wiesbaden, 06.1 2.2013

' Service-Telefonnummer f ür
Anrufe aus dem Ausland
+4961| 1675{515

Joachim Schwichtenbero
Hyazinthenstr. 18
80935 München
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Haftpflichtversicherung Nr. 407 25 573236076 257

Guten Tag, sehr geehrte Damen und Herren,

$+{+l mit diesem Schreiben erhalten Sie den Versicherungsschein zur oben genannten Versicherung. Bitte

üT Bl[?J,'':i: 
ihn und sprechen Sie uns an, wenn Fragen zum Inhalt der Police oder zur Versicherung

Weitere Hinweise zu den Verlragsgrundlagen und zur Beitragszahlung finden Sie unter Wichtige
Informationen.

Die Beitragsrechnung ist den Unterlagen beigefügt. In Einzelfällen ist es aus technischen Gründen möglich,
dass die Rechnung gesondert versandt wird.

Haben Sie noch Fragen? lhr Ansprechpartner ist gern für Sie da.

Mit freundlichen Grüßen
R+V Allgemeine Versicherung AG

NcttnP ft^rhM
Dr. Norbert Rollinger Hans-Christian Marschler

Vorsitzender des Aufsichtsrats: Generaldirektor Dr. Friedrich Caspers. Vorstand: Dr. Norbert Rollinger, Vorsitzender;
Frank-Henning Florian, Heinz-Jürgen Kallerhoff, Hans-Christian Marschler, Rainer Neumann, Peter Weiler.

Sitz: Wiesbaden, Handelsregister Nr. HRB 2188, Amtsgericht Wiesbaden, USt-ldNr. DE 81 1 198334
DZ BANK AG, Konto Nr.8012247, BLZ 500 604 00, IBAN DE21500604000008012247,BlC GENODEFF
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Genossenschaftliche FinanzGruppe
Volksbanken Raiffeisenbanken
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R+V Allgemeine Versicherung AG
Raiffeisenplatz 1

65189 Wiesbaden
Telefon: 0800 533-1 1 18.
E-Mail: ruv@ruv.de
www.ruv.de

lhre Agentur:184178
KuV24-manager.de
Versicherungsmakler GmbH
Karlstr.99 (Mitte)
89073 Ulm

Telefon: 07312770367
Telefax: 073127703967

' Servic+Teletonnummer für
Anrute aus dem Ausland
+49 61 1 1 675{51 5

Versicherungsschein

zur
Haftpf I i c htversicheru n g

Versicherung-Nr. 407 25 57323607 6 257
Vertragsbeginn : 20.1 1 .2013, 1 2:00 Uhr
Vertragsablauf : 20.1 1 .201 4, 1 2:00 Uhr

Versicherungsnehmer

Joachim Schwichtenberg
Hyazinthenstr. 18
80935 München

Gültig ab: 20.11 .2013, 12:00 Uhr

Zahlungsweise : jährlich
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Wichtige lnformationen

Vertragsgrundlagen
Vertragsgrundlagen sind der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen, sowie die in diesem
Versicherungsschein aufgeführten Allgemeinen Versicherungsbedingungen und besonderen
Vereinbarungen.

Versicherungsdauer
Beträgt die vereinbarte Versicherungsdauer mindestens ein Jahr, so verlängert sich der Vertrag jeweils um
ein Jahr, wenn er nicht schriftlich gekündigt wird. Die Kündigung muss spätestens drei Monate vor dem
Ablauf der anderen Partei zugegangen sein.

Vorläuf ige Deckungsszusage
Eine etwa erteilte vorläufige Deckungszusage erlischt rückwirkend, falls der im Dokument erhobene Beitrag
nicht unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 8 Tagen, gezahlt wird, auch wenn der
Versicherungsfall bereits eingetreten ist.

Widerspruchsrecht gegen Werbung oder Markt- oder Meinungsforschung
Sie können der Verarbeitung oder Nutzung lhrer personenbezogenen Daten für Zwecke der Werbung oder
der Markt- oder Meinungsforschung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widersprechen. Dieser Hinweis ist
nach dem Bundesdatenschutzgesetz auch dann erforderlich, wenn Sie bereits widersprochen haben.

Abschriften
Der Versicherungsnehmer kann jederzeit auf seine Kosten Abschriften der Erklärungen fordern, die er
bezüglich des Versicherungsvertrages abgegeben hat. Er hat der Gesellschaft die Kosten hierfür zu
erstatten.

Rötung

An den mit **....** bzw. rot kenntlich gemachten Stellen weicht der Versicherungsschein vom Antrag ab.
Wenn nicht innerhalb eines Monats nach Empfang des Versicherungsscheins schriftlich widersprochen
wird, gelten die Abweichungen als genehmigt.
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R+V Allgemeine Versicherung AG
Raiffeisenplatz 1

65189 Wiesbaden
www.ruv.de S. 1

HAFTPFLIC HTV E RSI CH E R U NG
Versicherung Nr. 4O7 25 573236076 257 - Beitragsinformation
Versicherungsschein - gültig ab: 20.11.2013 12:00 Uhr

Antragsgemäß besteht Versicherungsschutz für Jahresnettobeitrag
EUR

VERMÖGENSSCHADEN-HAFTPFLICHT 28O,OO

Der Jahresbeitrag einschließlich Versicherungsteuer ist jeweils fällig am 01.'1 1. und beträgt
EUR 333,20

Berechnung bis 20. 1 1 .201 4 einschlie ßlich Versicherungsteuer

vom

20.11.2013

bis

20.11.2014

Gesamt EUR

333,20NEU

333,20

Bitte beachten Sie:
Dies ist eine reine Beitragsinformation. Die Beiträge werden wir zur Fälligkeit, wie mit lhnen vereinbart,
erheben oder erstatten. Sind noch weitere Beträge offen, so werden wir diese verrechnen.
Bei geringen Beträgen (bis zu 1 EUR) kann sich die Erhebung bzw. Erstattung auf die nächste Fälligkeit
verschieben. Der Betrag wird dann automatisch verrechnet.
Alle abweichenden Vereinbarungen, die mit lhnen getroffen wurden, werden von uns berücksichtigt.

Mit freundlichen Grü ßen
R+V Allgemeine Versicherung AG
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Dr. Norbert Rollinger Hans-Christian Marschler

Vorsitzender des Aufsichtsrats: Generaldirektor Dr. Friedrich Caspers. Vorstand: Dr. Norbert Rollinger, Vorsitzender;
Frank-Henning Florian, Heinz-Jürgen Kallerhoff, Hans-Christian Marschler, Rainer Neumann, Peter Weiler.

Sitz: Wiesbaden, Handelsregister Nr. HRB 2188, Amtsgericht Wiesbaden, USt-ldNr. DE 81 1 1 98334
DZ BANK AG, Konto Nr.8012247, BLZ 500 604 00, IBAN DE21 500604000008012247,BlC GENODEFF

Genossenschaftliche FinanzGruppe
Vol ksbanken Raiffeisenbanken



fi+V Allgemeine Versicherung AG
Raiffeisenplatz 1

65189 Wiesbaden
www.ruv.de

Haft pfl ichtversicheru ng
Versicherung Nr. 407 25 573236076 257
Versicherungsschein

Vertragsgrundlagen:

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung von
Unternehmensleitern und Leitenden Angestellten - Persönliche D&O (ULLA-PS)
ULLA-PS - Ausgabe Januar 2012

Besonders zu vereinbarende Risiken:

Die mit "falls besonders vereinbart" bezeichneten Risiken sind nur versichert, sofern sie in der
Wagnisbeschreibung aufgeführt sind.

s. 1
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Haft pf lichtversicheru ng
Versicherung Nr. 407 25 573236076 257
Versicherungsschein

bei Vermögensschäden

R+V Allgemeine Versicherung AG

Raiffeisenplatz '1

65189 Wiesbaden
Seite 2

ie Versicherungsfall: maximalfür alle
Versicherungsfälle eines

Versicherungsjahres:

100.000 100.000

Versicherungssummen:

Soweit nachstehend oder zu einzelnen Wagnissen nichts anderes bestimmt ist, betragen die
Versicherungssummen in EUR

f ür spezielle Vermögensschadenhaftpf licht-Risiken

versicherte Risiken Nr. 1

bei Vermögensschäden

je Versicherungsfall:

100.000

maximalfür alle
Versicherungsfälle eines

Versicherungsjahres:

100.000



Haftpf lichtversicherung
Versicherung Nr. 407 25 573236076 257
Versicherungsschein

Versicherte Risiken:

Wagnis-Nr.
Nr. Versichertes Wagnis

1 versichert ab 20.1 1.2013

08942014
Vermögensschaden-Haftpf licht f ü r Unternehmensleiter
und leitende Angestellte
- Persönliche D&O -

Menge Mengen-
+) einheit

1 Mandat

Versichert sind folgende Mandate:

Tätigkeit:
- Stellvertretende Geschäftsführung

mit Handlungsvollmacht i. S. v.
Paragraph 54 HGB

Unternehnen:
- mbw,/ Medienberatung der Wirtschaft

GmbH

Mindestbeitrag EUR 280,00

+) Bei Berechnung nach Bausumme, Beitrag, Bilanzsumme, Einnahmen,
Honorar, Lohnsumme oder Umsatzsumme handelt es sich, soweit
zum versicherten Wagnis nichts anderes bestimmt ist, um Angaben
in EUR 1.000,-.

R+V Allgemeine Versicherung AG

Raiffeisenplatz 1

65189 Wiesbaden
Seite 3
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Jahres-
beitrag EUR

280,00

Nettobeitrag 280,00

Genossenschaftliche FinanzGruppe
Volksbanken Raiffeisenbanken
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R+V Allgemeine Versicherung AG
Raiffeisenplatz 1

65189 Wiesbaden
www.ruv.de S.

Haftpf I ichtversicheru n g
Versicherung Nr. 407 25 573236076 257 - Bedingungen
Versicherungsschein - gültig ab: 20.11.2013 12:00 Uhr
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- die Versicherungssumme reicht nicht zur Deckung des Schadens aus (Summen-

ausschöpf ungsdeckung)
- der Veisichörungssc[ütz besteht nicht mehr, z. B. wegen Ablaufs der Nachmel-

defrist, oder
- der dbrtige Versicherungsvertrag sieht die Anrechnung eines Selbstbehalts vor.

c) Was sind die Vertragsgrundlagen?

Grundlage sind, neben den Bestimmungen des Versiche
(VVO), Oie "Allgemeinen Versicherungsbedingungen Iür di

Haftpflichtversicherung von Unternehmensleitern und leiten
sönliche D&O (ULLA-PS)".

2. Was versichern wir, was ist nicht versicheil?

bei lhnen verbleibt, oder
- dies individual-värtraglich (2. B. im Anstellungsvertrag) oder in sonst veöind-
licher Form festgelegt ist.

a) Dritte sowie bekannte Pflichtverletzungen

Kein Versicherungsschutz wird gewährt für Dritte (Personen.oder Unternehmen)

sowie - im Fall deiBückwärtsveriicherung - für bekannte Pllichtverstöße.

b) (Un-)Abhängigkeit von einem D&O'Vertrag des Unternehmens

Der Abschluss der Persönlichen D&O ist grundsätzlich unabhängig vom Ab-

schluss oder Bestehen einer D&O-Deckung des Unternehmens, für das Sie tätig

ch, bietet die Persönliche D&O der R+V - je
igen Versicherers, der Deckungsqualität und
ioriginären oder aber subsidiären Versiche-

letzungen

xffii1'#l

3. Wie hoch ist lhr Beitrag, wann müssen Sie ihn bezahlen
und was passiefi, wenn Sie ihn nicht oder verspätet zah'
len?

Die Höhe lhres Beitrags ist abhängig von der Anzahl der zu versichernden Man-

date, der Höhe der Veisicherungssümme, der bei Vertragsschluss gewählten Ver
tragslautzeit und der Zahlweise.
Beider Rückwärtsversicherung handelt es sich um einen einmalig bei Vertragsab-
schluss zu entrichtenden Zusalzbeitrag, der auch von der Zeitspanne abhängig ist'

die abgesichert werden soll.

chen nach
ngsscneln
tz erst mit
s zum Ein-
einen der
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Genossenschaftliche FinanzGruppe
Volksbanken Rarffeisenbanken

Produktinformationsblatt zu lhrer Versicherung zur privaten Absicherung von
Organhaftungsansprüchen - Persönliche D&O (ULLA'PS)

Ausgabe April 201 2

Mit den nachfolgenden Informationen möchten wir lhnen einen ersten Ubel-

geblich tür den Versicherungsschutz sind die dort getroffenen Regelungen.
Wir empfehlen lhnen daher, die gesamten Verlragsbestimmungen sorgfältig
zu lesen.

1. Welchen Versicherungsvertrag bieten wir lhnen an?

Wir bieten lhnen eine private Absicherung lhres persönlichen Haftungsrisikos als
Führungskraft (Vorstand, Geschäftsführer, Aufsichts-/Beirat, leitender Angestellter,
etc ), kurz, eine "Persönliche D&O-Versicherung" an.

a) Was ist eine D&O-Versicherung?

Inhalt des Versicherungsschutzes.
Bei der D&O-Versicherung handelt es sich um eine Versicherung, deren Gegen-
stand neben der außergerichtlichen und gerichtlichen Abwehr von unbegründeten
Ansprüchen die Bef riedigung begründeter Schadenersatzforderungen ist.

b) Was zeichnet die Persönliche D&O der R+V aus?

Üblichenveise wird D&O-Schutz ausschließlich als Kollektiv-Versicherung (Unter-
nehmens-D&O) angeboten:
Das Unternehmen zahlt den Versicherungsbeitrag, die Versicherungsleistung
steht allen in dem Unternehmen oder Konzern tätigen Führungskräften und Auf-
sichtsorganen zu. Leistungen für eine versicherle Person wirken für und gegen
alle anderen, die Verletzung von Anzeige- und Obliegenheitspflichten gefährdet
den Versicherungsschutz aller versicherten Personen. Die Versicherungssumme
steht für alle dem Versicherer in einem Jahr gemeldeten Schäden insgesamt zur
Verfügung (claims made). Nachträgliche Vertragsänderungen treffen in der Regel
auch bereits ausgeschiedene, ehemalige Führungskräte. Leistungsinhalte, die nur
den versicherten Personen nicht aber dem geschädigten Unternehmen zugute-
kommen können (Gehaltsfortzahlung, psychologische Betreuung, etc.), führen zu
steuerrechtlichen Problemen.
Die Persönliche D&O der R+V ist hingegen lhre private Absicherung gegen D&O-
Ansprüche, vergleichbar der Berufshaftpflichtversicherung eines Rechtsanwalts
oder Steuerberaters
Sie bietet deshalb exklusiv und ausschließlich lhnen selbst Versicherungsschutz -

für alle von lhnen in LeitungsJAufsichtsgremien ausgeübten Mandate oder son-
stigen Tätigkeiten in verantwortlicher Position. Ein etwaiger (Pflicht-)Selbstbehalt
nach $ 93 AktG ist vom Versicherungsschutz mit umfasst.
Die Versicherungssumme steht lür jedes Versicherungsjahr gesondert zur Verfü-
gung, bei Pflichtverstößen in unterschiedlichen Versicherungsiahren deshalb
mehrfach (Verstoß-Prinzip). Dre Versicherungssumme kann nicht ohne lhr Zutun
verbraucht, der Versicherungsschutz nicht durch Anzeige-
/Obliegenheitspflichtverletzungen Dritter gefährdet und im Falle lhres Ausschei-
dens aus dem Amt nicht im Nachhinein ohne lhr Einverständnis modifiziert wer-
den. Höchstpersönliche Leistungsinhalte führen nicht zu steuerrechtlichen Pro-
blemstellungen.
Besteht für Sie auch anderweit Versicherungsschutz, z B über eine Unterneh-
mens-D&O, geht diese Deckung vor (4.7.), es sei denn
- der dortige Versicherer bestreitet seine Eintrittspflicht
- der Versicherungsschutz lhrer persönlichen Absicherung ist weiter (Konditionen-
dilferenzdeckung)

Eru



Haft pf lichtversicherung
Versicherung Nr. 407 25 573236076 257 - Bedingungen
Versicherungsschein - gültig ab:20.'11 .2013 12:00 Uhr

weiteren Beitralg€ (Folgebeitrag) nicht rechtzeitig, gefährden Sie lhren Versiche-
rungsschutz. Ferner können wir den Vertrag unler bestimmten Voraussetzungen
kündigen.
Falls Sie uns eine Lastschriftermächtigung erteilen, sorgen Sie bitte rechtzeitig für
ausreichende Deckung auf lhrem Konto.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte lhrem Antrag, dem Versicherungsschein und sei-
nen Nachträgen sowie den Veöraucherinformationen und dem Versicherungsver-
tragsgesetz, $ 33 ff. WG.

4. Was versichern wir nicht?

Das lhnen vorliegende Versicherungsprodukt sichert den Fall ab, dass Sie im Zu-
sammenhang mit einem D&O-Schadenfall, gegebenenfalls neben anderen verant-
wortlichen Personen, für einen Vermögensschaden in Anspruch genommen wer-
den (Zifler 4.1. und 1.1).
Versicherungsschutz besteht daher nicht tür sämtliche denkbaren Verlehlungen,
insbesondere auch nicht für solche im privaten Umleld.

Ausgeschlossen sind terner Haftpflichtansprüche wegen vorsätzlich verursachter
Schäden oder wissentlichen Pflichtverstößen, wobei aber bei Vorliegen der ent-
sprechenden Voraussetzungen Versicherungsschutz in Form der Anspruchsab-
wehr bis hin zur Schadenersatzleistung besteht (Zitler A.6.).

5. Welche Verpflichtungen haben Sie bei Vertragsschluss
und was sind die Folgen eines Verstoßes?

Damit wir lhren Antrag ordnungsgemäß prülen können, müssen Sie die im An-
tragsformular enthaltenen Fragen unbedingt wahrheitsgemäß und vollständig be-
antworten. Beachten Sie die benannten Verpflichtungen mit Sorglalt. lhre Nichtbe-
achtung kann schweMiegende Konsequenzen für Sie haben. Je nach Art der
Pflichtverletzung können Sie lhren Versicherungsschutz ganz oder teilweise ver-
lieren. Unter Umständen können wir uns auch vorzeitig vom Vertrag lösen.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte den Allgemeinen Versicherungsbedingungen
(Zitfer 4.11.), den Veöraucherinformationen sowie dem Versicherungsvertragsge-
seIz.

6. Was müssen Sie während der Laufzeit des Vertrags be-
achten und was sind die Folgen einer Nichtbeachtung?

Dieser Vertrag bietet lhnen Versicherungsschutz für daejenigen Mandate, die uns
angezeigt wurden (Zitfer A. l.). Diese sind aus dem Versicherungsschein und sei-
nen Nachträigen ersichtlich.
Kommen während der Dauer des Versicherungsvertrages neue Mandate hinzu
oder entfallen solche, so müssen Sie uns dies unverzüglich mitteilen (Zitfer
4.11.4.).
Dies gilt auch für den Fall, dass wir lhnen zum Zwecke der Beitragsregulierung
entsprechende Fragen stellen (Zitfer A.10.5. und 10.6.). In diesem Fall beträigt die
Mitteilungslrist einen Monat.
Uben Sie einzelne oder alle versicherten Mandate nicht mehr aus, so liegt ein (teil-
weiser) Wegfall des versicherten Risikos vor. Geraten alle versicherten Mandate in
Wegtall, so endet der Versicherungsvertrag automatisch, ohne dass es einer Kün-
digung bedarf. Gleichwohl sind Sie verpflichtet, uns einen solchen Umstand un-
vezüglich anzuzeigen.

R+V Allgemeine Versicherung AG

Raiffeisenplatz 1

65189 Wiesbaden
Seite 2

7. Was müssen Sie tun, wenn ein Schaden eangetreten ist
und welch^e Folgen kann die Nichtbeachtung dieser pflich-
ten haben?

Jeder Schadenfall ist unverzüglich anzuzeigen (Zifier A.1 2.1 .1.).
Dies gilt in Ansehung eines ieden versiche-rten i,landats und idder einzelnen Inan-
spruchnahme sowie auch dann, wenn der Schadenfall bereits andenveitig, z. B. zu
einer daneben bestehenden Unternehmens-D&O-Versicherung, gemelde-t wurde.

Bitte beachten Sie, dass lhr Leistungsanspruch auch von lhrer Mitwirkung im
Schad€nfall abhängig ist. So sind Sie insbösondere verpflichtet, den Schadän -
gegebenenlalls unter Beachtung der Weisungen der R+V - abzuwenden oder zu
mindern und uns durch wahrheitsgemäße Schadenberichte bei d€r Schadenser-
mittlung und -regulierung zu unterstützen (Zifter A.1Z23.). Ein Verstoß hiergegen
hat gegebenexfalls den vollständigen oder teilweisen Verlust des Versicher-unls-
schutzes zur Folge.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte den Allgemeinen Versicherungsbedingungen,
den Verbraucherinformationen sowie dem Versicherungsvertragsgösetz. -

8. Wann beginnt und endet lhr Versicherungsschutz?

Der Veßicherungsschutz beginnt zum im Versicherungsschein angegebenen
Zeitpunkt für. alle danach erfolgten Verstöße, sofern diö Zahlung dös-Beitrags
rechtzeitig erfolgt ist (Ziffer A.3.4.).
lm Falle der Rückwärtsversicherung beginnt der Versicherungsschutz für unbe-
kannte Verstöße zu dem Zeitpunkt, bis zu dem die Rückwirkung vereinbart wurde.
Darüber hinaus enthält der Versicherungsvertrag keine zeiiliöhe Befristung. Für
während der..Vertragsdauer oder einer eventuellen Rückwärtsversicherung -versi-

cherte Verstöße besteht der Versicherungsschutz deshalb auch nach Ende des
Versicherungsvertrags unbegrenzt tort (Zifi er A.3.3.).
Hat lhr Vertrag eine Lautzeit von mindestens einem Jahr, verlängert er sich auto-
matisch um_ieweils ein. weiteres Jahr, wenn Sie oder wir den Vehrag nicht späte-
stens drei Monate vor dem Ende der Vertragslautzeit kündigen.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte lhrem Antrag, dem Versicherungsschein und sei-
nen Nachträgen sowie den Veöraucherinlormationen und dem V-ersicherungsver-
lragsgesetz.

9. Wie kann der Vertrag beendet werden?

In Zitler I dieser Inlormation finden Sie Kündigungsmöglichkeiten zum Ablauf des
Vertrags. Nach Ziffer 6 kann der Vertrag unter den dort genannten Vorausset-
zungen auch automatisch enden, ohne dass es einer gesonderten Kündigung be-
dart.

Daneben bestehen weitere Kündigungsrechte, beispielsweise, wenn wir eine Lei-
stung erbracht oder Sie gegen uns Klage auf eine Leistung erhoben haben.

Einzelheiten entnehmen Sie bitte den Allgemeinen Versicherungsbedingungen,
denVerbraucherinformationensowiedemVersicherungsvertragsgösetz. - -

Das Produktinformationsblatt erläutert die wichtigsten Bestimmungen lhros
Versicterungsvertrags. Haben Sie weitere Frageri? lhre betreuendj Agentur
berät Sie gern.



Haftpf I ichtversicherung
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R+V Allgemeine Versicherung AG
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{i.91 Bei grob fahdässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht,
fl,{ft1 wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn

SFffl auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.
dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflichl, die das von uns
aeltend qemachte Recht beoründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserergeltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer
Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen.

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder
schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kön-
nen Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über
die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unse-
rer Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung unserer Rechte

oflicht schuldlos verletzt. werden die and€
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil

iie die Anzeige-
ab der laufenden

Wir können unsere Rechte zum Bücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsände-
nrno nrrr innerhalb eines Monats schriftlich oeltend machen. Die Frist beoinnt mirung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend Die Frist beginnt mit

Genossenschaftliche Finanz G ruppe
Volksbanken Raiffeisenbanren
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Hinweis nach S 19 Absatz 5 VVG über die Folgen einer Verletzung der
gesetzl ichen Anzeigepfl icht

Welche vorvertraglichen Anzeigepf lichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe lhrer Vertragserklärung verpflichtet, alle lhnen bekannten
gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben, wahr-
heitsgemäB und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach lhrer Vertragserklärung,
aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fra-
gen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet Der Versicherungsschutz be-
steht in Abhängigkeit des Versicherungsschutzes unter einem anderen Vertrag (s.
u Zitter 2) Insoweit sind die dort maßgeblichen Anzeigepflichten zu beachten.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht
verletzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurück-
lreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahr-
lässigkeit vorliegt.

lm Fall des Bücktritts besteht kein Versicherungsschutz Erklären wir den Rücktritt
nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflich-
tet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand

- weder für den Einkitt oder die Feststellung des Versicherungsfalles

- noch für die Feststellung oder den Umlang unserer Leistungspflicht

ursächlich war Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepllicht
arglistig verletzt haben.

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirk-
samwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht

2. Kündigung

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeige-
pflicht lediglich einlach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können wir den
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kennt-
nis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätten

3. Vertragsänderung

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kennt-
nis der nicht angezeigten Gefah zu andere n,
geschlossen hätten, werden die auf unser t'
tragsbestandteil. Haben Sie die ig verletzt, n-

deön Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die
pflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der

Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen.
Zur Eegründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn lür
diese die Frist nach Satz 

.l nicht verstrichen ist.

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur KÜndigung oder zur Vertrags-
änderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die
Unrichtigkeit der Anzeige kannten.

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen
mit Ablauf von fünl Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht lür Versicherungs-
fälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre,
wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben.

5, Stellvertretung durch eine andere Person

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten,

E7I
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Hinweis nach S 28 Absatz 4 VVG über die Folgen bei Verletzungen von
Obliegenheiten nach dem Versicherungsfall

Auskunfts- und Autklärungsobliegenheiten

Aufgrund der mit lhnen getrotfenen vertraglichen Vereinbarungen können wir von
lhnen nach Eintritt des Versicherungsfalls verlangen, dass Sie uns iede Auskunft
erteilen, die zur Feststellung des Versicherungstalls oder des Umlangs unserer
Leistungspflicht erforderlich ist (Auskunttsobliegenheit), und uns die sachgerechte
Prüfung unserer Leistungspflicht insoweit ermöglichen, als Sie uns alle Angaben
machen, die zur Aufklärung des Tatbestands dienlich sind (Aufklärungsobliegen'
heit). Wir können ebenfalls verlangen, dass Sie uns Belege zur Verfügung stellen,
soweit es lhnen zugemutet werden kann.

Leistungsfreiheit

Machen Sie entgegen der vertraglichen Vereinbarungen vorsätzlich keine oder
nicht wahrheitsgemäße Angaben oder stellen Sie uns vorsätzlich die verlangten
Belege nicht zur Verfügung, verlieren Sie lhren Anspruch auf die Versicherungs-
leistung. Verstoßen Sie grob tahrlässig gegen diese Obliegenheiten, verlieren Sie
lhren Anspruch zwar nicht vollständig, aber wir können unsere Leistung im Ver-

hältnis zur Schwere lhres Verschuldens kürzen. Eine Kürzung erfolgt nicht, wenn
Sie nachweisen, dass Sie die Obliegenheit nicht grob tahrlä,ssig verletzt haben.

Trotz Verletzung lhrer Obliegenheiten zur Auskunft, zur Aufklärung oder zur Be-
schatfung von Belegen bleiben wir jedoch insoweit zur Leistung verpflichtet, als
Sie nachweisen, dass die vorsätzliche od€r grob fahrlässige Obliegenheitsverlet-
zung weder für die Festslellung des Versicherungsfalls noch tür die Feststellung
oder den Umfang unserer Leistungspllicht ursächlich war.

Verletzen Sie die Obliegenheit zur Auskunft, zur Aufklärung oder zur Beschatfung
von Belegen arglistig, werden wir in jedem Fall von unserer Verpflichtung zur Lei-
stung frei.

tlinweis:

Wenn das Recht auf die vertragliche Leistung nicht lhnen, sondern einem
Dritten zusteht, ist auch dieser zur Auskunft, zur Autklärung und zur Be.
schaffung von Belegen verpflichtet.
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Informationen gemäß $ 1 der Verordnung über Informationspflichten bei
Versicherungsverträgen (VVG-Infov) - Persönliche D&O

1. Risikoträger
R+V Allgemeine Versicherung AG,
Haiffeisenplatz 1, 651 89 Wiesbaden
vertreten durch den Vorstand,
V : Dr. Norbert RollingerH 2188 Amtsgericht Wiesbaden,
u 81 1 198334
Die R+V Allgemeine Versicherung AG betreibt alle Zweige der Schadens-, Unfall-
und Rückversicherung sowie die Vermittlung von Versichärungen aller Art.

Aufsichlsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdiensileistungsaufsicht, Grau-
rheindorfer Str. 1 08, 531 1 7 Bonn.

2. Wesentliche Merkmale der Versicherung

Die Merkmale der von lhnen beantragen Versicherung entnehmenSie Antrag bzw. Versicherungsschein, den Versichörungsbedin-gun sen Verbraucherinformationen sowie dem produktinformations-
blatt.

Für das Versicherungsverhältnis gelten die:

- Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Vermögensschaden-Haftpflicht-
versicherung von Unternehmensleitern und Leitenden Angestellten - persönliche
D&O (ULLA-PS).

Hinweis: D ninAll-gemernen führten
Bedingung

Angaben über Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Leistung des Versicherers
entnehmen Sie den Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie dem Versiche-
rungsvertragsgesetz ($$ 1 4, 86, 1 05 VVG).

3. Versicherungssumme und Jahreshöchstleistung

Die Versicher iedem ein-
zelnen Versic älle Versi-
cherungsfälle Versiche-
rungssumme,

4. Beitrag, Beitragszahlung und sonstige Kosten

Die Höhe itrags (einschl. der derzeit geltenden Versiche-rungssteu sbestandteile) entnehmen Sie bine dem Antrag
bzw. dem

n zur Zahlung und Erfüllung sowie die Zahlungsweise der Versi-
entnehmen Sie bitte lhrem Antrag bzw. dem Versicherungs-

ersicherungsvertragsgesetz, SS 33 tf. VVG.

lm Falle einer Beitragsanmahnung bei Zahlungsverzug können Mahngebühren
von derzeit bis zu 15 EUR anfallen / entstehen.

5. Zustandekommen des Venrags

Vor Abgabe lhres Antrages erhalten Sie mit diesen Verbraucherinformationen die
Allgemeinen und Besonderen Versicherungsbedingungen und gegebenenfalls
sonstige vertragsrelevante Informationen.

Die Aufnahme lhres Antrags stellt lhr Angebot zum Abschluss eines Versiche-
rungsvertrages dar. Den Versicherungsschein (Police) erhalten Sie per post. Mit

Zugang der Police ist der Versicherungsvertrag geschlossen, sofern Sie nicht ihr
Widenufsrecht (siehe unten Ziffer 6) ausüben.

Den Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes entnehmen Sie
bitte dem Versicherungsschein Bitte beachten Sie, dass der Beginn des Versiche-
rungsschutzes abhängig von der rechtzeitigen zahlung des Erst- oder Einmalbei-
trags ist, vgl $ 33 und g 37 VVG. Soweit für Sie eine Antragsbindungsfrist besteht,
können Sie dies dem Antrag entnehmen.

6. Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht

Sie können lhre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von
Gründen in Textform (2.8. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen, Die Frist beginnt,
nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Infor-
mationen nach S 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Ver-
bindung mit den SS 1 bis 4 Vvc-lnformationspflichtenverordnung und diese
Belehrung jeweils in Textlorm erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufs-
trist genügt die rechtreitige Absendung des Widerrufs.

Der Widerrut ist zu richten an: R+v Allgemein€ Versicherung AG, Raifteisen-
platz 1, 65189 Wiesbaden.

Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an tolgende Faxnummer zu
richten:0611 5332408.

Bei einem Widerruf per E-Mail ist dieser an folgende E-Mail-Adr€sse zu rich-
ten: ruv@ruv.de,

Widerrutstolgen

lm Falle eines wirksamen Widerruls endet lhr VersicherungsschuE und wir
erstatten lhnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerruts entfallenden An-
teil der Beiträge, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz
vor dem Ende der Widerrutsfrist beginnt.

Den Teil des Beitrags, der auf die zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt,
dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich [ür jeden Tag, an
dem Versicherungsschutz bestanden hat, um einen Beitrag von:
- 1/360 des jährlichen Beitrags
- 1/180 des halbiährlichen Beitrags
- 1/90 des vierteliährlichen Beitrags
- 1/30 des monatlichen Beitrags
Bei Zahlung eines Einmalbeitrages können Sie den Betrag, den wir für ieden
Tag einbehalten dürfen, an dem Versicherungsschutz bestanden hat, anhand
folgender Formel erechnen:

Einmalbeitrag lhrer Versicherung

Beantragte versicherungsdauer in Tagen

Die mit lhnen vereinbarle Zahlungsweise sowie die Höhe lhres Beitrags kön-
nen Sie dem lhnen zur Verfügung gestellten Antrag bzw. Versicherungs-
schein entnehmen.

Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens
30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschuf nicht
vor dem Ende der Widerrufstrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass
emptangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutrungen (2. B.
Zinsen) herauszugeben sind.

Genossenschaftliche FinanzGruppe
Volksbanken Raiffeisenbanken
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Besondere Hinweise:

lhr widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag aut lhren ausdrücklichen
Wunsch sowohl von lhnen als auch von uns vollständig erfüllt ist' bevor Sie
lhr Widerrufsrecht ausgoübt haben.

7. Laufzeit des Vertrages

Die Lautzeit des Vertrags entnehmen Sie bitte dem Antrag bzw' dem Versiche-
rungsschein sowie den-Allgemeinen Versicherungsbedingungen (Ziffer 7.)..und
den-Verlängerungsbestimmüngen des Versicherungsvertragsgesetzes, $ 11 WG.

8. Kündigungsrecht

Die Bestimmungen zu lhren Kündigungsrechten entnehmen Sie bitte dem Versi-
cherungsvertragsgesetz, $S 1 1, 25, 29, 40, 1 1 1 VVG.

9. Anwendbares Recht, Vertragssprache

Auf den Versicherungsvertrag findet ausschließlich das Recht der Bundesrepublik
Deutschland Anwendung, vgl. A.1 5. ULLA'PS.

Die Vertragsbedingungen und die Vorabinformationen werden ausschließlich in

deutscher Sprache mitgeteilt. Die Kommunikalion wird ausschließlich in deutscher
Sprache geführt.

R+V Allgemeine Versicherung AG

Raiffeisenplatz 1

65189 Wiesbaden
Seite 6

10. Außergerichtliche Beschwerdestelle

Bei Beschwerden können Si6 das außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbe-
helfsverfahren bei dem Verein Versicherungsombudsmann e.V. in Anspruch neh'
men. Die Anschrift lautet: Posttach 080632, 10006 Berlin. Das Vertahren ist für
Sie kostenlrei. Entscheidungen des Ombudsmanns bis zum Beschwerdewert von
1 0.000 EUR sind für uns bindend.

Unabhängig von der Inanspruchnahme einer außergerichtlichen Beschwerdestelle
besteht für Sie weiterhin die Möglichkeit den Rechtsweg zu beschreiten.

1 1 . Beschrverde bei der Aufsichtsbehörde

Sie können sich mit einer Beschwerde auch an die Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaulsicht wenden. Die Anschrift lautet: Graurheindorfer Straß€ 108,
531 1 7 Bonn.
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Schlusserklärung

Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)

1. lch willige ein, dass die Versicherer der R+V Versicherungsgruppe meine
Daten, soweit sich diese aus den Antragsunterlagen oder der Vertragsdurch-
führung ergeben (2. B. Versicherungsfälle, Bisiko- / Vertragsänderungen), im
erforderlichen Umfang

a. zur Beurteilung des Risikos sowie zur Abwicklung der Rückversicherung
an die Rückversicherer und

b. zur Beurteilung des Risikos sowie zur Abwicklung von Ansprüchen an an-
dere Versicherer und/oder an den Gesamtverband der Deutschen Versiche-
rungswirtschaft e.V. (GDV) auch zur Weitergabe an die GDV Dienstleistungs-
GmbH & Co. KG sowie an andere Versicherer übermitteln. Die Einwilligung
gilt unabhängig vom Zustandekommen des Vertrages sowie für anderweitig
beantragte Versicherungsverträge und bei künftigen Anträgen.

2. lch bin damit einverstanden, dass die Versicherer der R+V Versicherungs-
gruppe bei anderen Versichelern, zu denen ich Vertragsbeziehungen unter-
halte oder unterhalten habe, die zur Beurteilung des Risikos oder zur ord-
nungsgemäßen Erfüllung des Vertrags erforderlichen Auskünfte einholen
und übermittelt bekommen.

3. lch willige ferner ein, dass die Versicherer der R+V Versicherungsgruppe
meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten in gemeinsamen
Datensammlungen lühren und an den/die für mich zuständigen Vermittlel
weitergeben, soweil dies der ordnungsgemäßen Durchführung meiner Versi-
cherungsangelegenheiten dient.

4. Ohne Einfluss auf den Vertrag und jedeneit widerrufbar willige ich weiter
ein, dass der/die Vermittler meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Lei-
stungsdaten darüber hinaus tür die Beratung und Betreuung auch in son-
stigen Finanzdienstleistungen nutzen dart/dürfen.

5. lch kann der Verarbeitung oder Nutzung meiner personenbezogenen Daten
für Zwecke der Werbung oder der Markt- und Meinungsforschung iedetzeit
mit Wirkung für die Zukunft widersprechen.

6. Schließlich erkläre ich, dass mir die Möglichkeiten gegeben wurde, von
dem beigefügten Merkblatt zur Datenverarbeitung Kenntnis zu nehmen.

R+V Allgemeine Versicherung AG

Raiffeisenplatz 1

65189 Wiesbaden
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Auszug aus der lnsolvenzordnung

$ 16. Eröftnungsgrund Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens setzt voraus, dass
ein Eröffnungsgrund gegeben ist.

S 17 Zahlungsuntähigkeit (1) Allgemeiner Eröffnungsgrund ist die Zahlungsunfä-

zahl wenn er nicht in der Lage ist, die fälligen
erfül sunfähigkeit ist in der Regel anzunehmen,
eine ingestellt hat.

5 18 Drohende Zahlungsunfähigkeit (1) Beantragt der Schuldner die Eröffnung
des Insolvenzverfahrens, so ist auch die drohende Zahlungsunfähigkeit Eröff-
nungsgrund.
(2) Dei Schuldner droht zahlungsunfähig zu werden, wenn er voraussichtlich nicht
in'der Lage sein wird, die beötehende-n Zahlungspflichten im Zeitpunkt der Fäl-

istischen echtspersön-
cht von a allen Persön-
llschafter Absaz 1 nur

anzuwenden, wenn der oder die Antragsteller zur Vertretung der luristischen Per-
son oder der Gesellschaft berechtigt sind.

S 1 9 Überschuldung (1 ) Bei einer juristischen Person ist auch die Uberschuldung
Eröffnungsgrund.
(2) Überschuldung liegt vor, wenn das Vermögen des Schuldners die beste-
hdnden Veöindlichkeiten nicht mehr deckt, es sei denn, die Fortführung des Un-
ternehmens ist den Umständen nach überwiegend wahrscheinlich. Forderungen
auf Rückgewähr von Gesellschafterdar
einem solchen Darlehen wirtschaftlich en
schen Gläubiger und Schuldner der Nac
39 Abs. I Nr. 1 bis 5 bezeichneten Ford
bei den Verbindlichkeiten nach Satz 1 zu berücksichtigen.
(3) lst bei einer Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit kein persönlich haftender
Gesellschafter eine natürliche Person, so gelten die Absätze 1 und 2 entspre-
chend. Dies gilt nicht, wenn zu den persönlich hattenden Gesellschaftern eine an-
dere Gesellschaft gehört, bei der ein persönlich haftender Gesellschalter eane na-
türliche Person ist.

o)o
rf,
ctooooo
roo
N
(\l

CD

Genossenschaftliche FinanzGruppe
Volksbanken Raiffeisenbankenm



Haft pf lichtversicherung
Versicherung Nr. 407 25 573236076 257 - Bedingungen
Versicherungsschein - gültig ab: 20.1 1 .2013 12:00 Uhr

R+V Allgemeine Versicherung AG

Raiffeisenplatz 1

65189 Wiesbaden
Seite 8

3. Zeitlicher Umfang des Versicherungsschutzes

3,1. Vonvärts. und Rückwärtsversicherung

3.1.1. Die Voruärtsversicherung umfassl die Folgen aller vom Beginn des Versi-
cherungsschutzes ab (4.3.a.) bis zum Ablaul des Vertrages vorkommenden Ver-
stöße.

3.1.2. Die Rückwärtsversicherung bietet Versicherungsschutz für Verstöße in der
Vergangenheit, welche dem Versicherungsnehmer bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung nicht bekannt waren. Die Rückwärtsversicherung erstreckt sich -
sofern nicht anders vereinbart - nicht auf Mandate, die bei Abgabe der Vertragser-
klärung bereits beendet waren. Die Versicherungssumme der ersten Versiche-
rungsperiode stellt zugleich den Höchstbetrag für alle in den Zeitraum der Rück-
wärtsversicherung und der ersten Versicherungsperiode fallenden Ptlichtverstöße
dar, solern nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist (siehe Versicherungs-
schein).

Als bekannter Verstoß gilt ein Vorkommnis, wenn dieses vom Versicherungs-
nehmer als fehlerhaft erkannt oder ihm gegenüber als fehlerhaft bezeichnel wor-
den ist.

3.2. Verstoß durch Unterlassen

Wird ein Schaden durch fahrlässige Unterlassung verursacht, gih im Zweilol der
Verstoß als an dem Tag begangen, an welchem die versäumte Handlung späte-
stens hätte vorgenomm€n werden müssen, um den Eintritt des Schadens abzu-
wenoen.

3.3. Nachmeldetrist

Hinsichtlich der Erhebung von Schadenersatzansprüchen nach Beendigung des
Versicherungsvertrages gelten k€ine zeitlichen Beschränkungen. Soweit keine
anderweitige Vereinbarung getroffen wird, besteht demnach für in den versi-
cherten Zeitraum fallende Pflichtverletzungen Versicherungsschutz unabhängig
davon, wann der daraus resultierende Schadenersatzanspruch erhoben wird (un-
begrenzte Nachmeldefrist). Dies gilt auch im Falle €ines Wechsels des Versiche-
rers (Unverfallbarkeit der Nachmeldefrist). Die Verpflichtung, Inanspruchnahmen
unverzüglich anzuzeigen, bleibt hiervon unberührt.

3.4. Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen
Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag
rechtzeitig im Sinne von Zitfer A.10.1. zahlt.

lst die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur
die erste Rate des ersten Jahresbeitrages.

3.5. Vertragsdauer

Der Vertrag ist zunächst lür die in dem Versicherungsschein festgesetzte Zeit ab-
geschlossen.

Beträgt die Vertragslaufzeit mindestens ein Jahr, so bewirkt die Unterlassung
rechtswirksamer Kündigung (4.3.6.) eine Verlängerung des Vertrages um jeweils
ein Jahr.

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Vermögensschaden-
Haftpflichtversicherung von Unternehmensleitern und leitenden Angestellten -
Persönliche D&O (ULLA-PS)

ULLA-PS - Ausgabe Januar 2012

A. AllgemeinerTeil

1. Gegenstand der Versicherung

Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer Versicherungsschutz für d€n
Fall, dass er wegen eines in seiner Funktion gemäß Ziffer 1.1. begangenen Ver-
stoßes aulgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen lür einen Vermögensscha-
den von einem anderen auf Schadens€rsatz in Anspruch genommen wird.

Versicherungsschutz besteht für die dem Versicherer angezeigten und im Versi-
cherungsschein und seinen Nachträgen bezeichneten Mandate.

1.1, Versicherte Tätigkeit

Versicherungsschutz besteht für Tätigkeiten des Versicherungsnehmers in seiner
Funktion als Mitglied eines geschäftsführenden Organs (Vorstand, Geschäftsfüh-
rer etc.) oder eines Kontrollorgans (Aufsichtsrat, Beirat, Verwaltungsrat etc.) unter
Einschluss der Tätigkeit als Liquidator und Abwickler außerhalb eines lnsolvenz-
verfahrens.

Versichert ist auch die Tätigkeit als Interimsmanager - soweit der Versicherungs-
nehmer als Organmitglied bestellt ist - ebenso als Generalbevollmächtigter, Proku-
rist, leitender Angestellter, sowie als Compliance-Beauftragter bzw. besonderer
vom Gesetzgeber oder durch Industriestandards vorgesehener Beauftragter zur
Sicherstellung der Compliance, z.B. als Gleichstellungs-, Aöeitsschutz-, Sicher-
heits-, Datenschutz-, oder Geldwäschebeauftragter.

Werden Ehegatten oder Erben oder gesetzlache Vertreter des Versicherungsneh-
mers lür dessen Pflichtverletzungen in Anspruch genommen, so erstreckt sich der
Versicherungsschutz auch aut dies€ Schadenersatzansprüche.

1.2. Versicherte Schäden

1.2.1. Vermögensschäden sind solche Schäden, die weder Personenschäden
(Tötung, Verletzung des Körpers oder Schädigung der Gesundheit von Men-
schen) noch Sachschäden (Beschädigung, Verdeöen, Vernichtung oder Ab-
handenkommen von Sachen) sind noch sich aus solchen Schäden herleiten.

Versichert sind auch Schäden, die aus

- einem Personen- oder Sachschaden folgen, die Pflichtverletzung des Versiche-
rungsnehmers jedoch nicht für diesen Personen- oder Sachschaden, sondern
ausschließlich für den damit im Zusammenhang stehenden Vermögensschaden
ursächlich war:

- Personen- und Sachschäden Dritter folgen, es sich jedoch nicht um deren Er-
satz, sondern um den dem Versicherungsnehmer daraus entstehenden eigenen
Schaden handelt.

1.2.2. ln Erweiterung hierzu sind auch psychische Beeinträchtigungen mitversi-
chert, soweit diese im Zusammenhang mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG) bzw. vergleichbarer ausländischer Rechtsvorschriften stehen.

2. Versicherungslall

Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrages ist der Verstoß, der Haftpflichtansprü-
che eines Dritten gegenüber dem Versicherungsnehmer zur Folge haben könnte.
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3.6. Vertragsauf hebung, Kündigung

3.6.1. Der Vertrag kann durch einseilige Erklärung (Kündigung) zu dem verein-
barten Vertragsende aufgehoben werden. Die Erklärung ist spätestens drei Mo-
nate vor Ablauf des Vertrages gegenüber dem Verlragspartner abzugeben

3.6.2. Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon
zum Ablauf des dritten oder jedes darauI folgenden Jahres gekündigt werden.

3 6 3. Das Versicherungsverhältnis kann lerner nach Eintritt eines Versicherungs-
lalles (A.2.) gekündigt werden, wenn der Versicherer eine Zahlung geleistet oder
die Leistung der fälligen Entschädigung zu Unrecht verweigert hat oder der Haft-
pf lichtanspruch rechtshängig geworden ist.

Das Recht zur Kündigung im Versicherungsfall erlischt, wenn es nicht spätestens
einen Monat, nachdem die Zahlung geleistet, der Rechtsslreit durch Klagerück-
nahme, Anerkenntnis oder Vergleich beigelegt oder das Urteil rechtskrättig gewor-
den ist, ausgeübt wird.

Der Versiche mmen, ob er mit sofortiger Wirkung oder zum
Schluss der sperrode kündigt. Die Kündigung des Versi-
cherers wird am.

3.6.4. Die Kündigung muss schnftlich erklärt werden; sie soll durch eingeschrie-
benen Bnef erfolgen. Maßgeblicher Zeitpunkt tst der Zugang der Erklärung bei
dem Vertragspartner.
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4 2.2 bezüglich sämtlicher Folgen eines Verstoßes Dabei gilt mehrlaches auf glei-
cher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheit-
licher Verstoß, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem
oder wirtschaft lichem Zusammenhang stehen.
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4.3. Versicherungssumme und Jahreshöchstersatzleistung

Für den Umfang der Leistungen des Versicherers unter Ziffer 4. 1 ist die im Versi-
cherungsschein jeweils angegebene Versicherungssumme der Höchstbetrag für
jeden Versicherungslall und für alle während eines Versicherungsjahres eingetre-
tenen Versicherungsfälle zusammen.

4.4. Selbstbeteiligung

Unbeschadet zwingender gesetzlicher Regelungen oder einer, in Ansehung kodifi-
zu guter und veran nsführung mit
ernehmen individual inbarung (2.8.
ag), hat der Versich sicherungsfall

keinen Selbstbehalt zu tragen.

4.5. Leistung bei ausländischen Fisiken

Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro (EUR).

Werden ausländische Risiken mitversichert, gilt die Verpflichtung des Verslcherers
als mit dem Zeitpunkt erfüllt, in dem der Betrag bei einem inländischen Geldinstitut
angewiesen ist

Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungs-
union angehören, liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeit-
punkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungs-
union gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

5. Ortlicher Geltungsbereich

Die Versicherung gilt - soweit rechtlich zulässig - weltweit mit Ausnahme von An-
sprüchen,

- die vor dem Gericht eines Landes geltend gemacht werden, in welchem Common
Law gilt;

- infolge der Verletzung des Rechtes eines Landes, in welchem Common Law gilt;

- in Zusammenhang mit einer in ernem Common-Law-Land vorgenommenen Tätig-
keit.

Als Common-Law-Länder im Sinne dieser Bestimmung gelten abschließend, die
Vereinigten Staaten von Amerika, Kanada, Australien, Hongkong, Indien, Jamaika,
Malaysia, Neuseeland, Singapur und Südafrika

6. Ausschlüsse

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Haftptlichtansprüche wegen vor-
sätzlicher Schadenverursachung oder durch wissentliches Abweichen von Ge-
setz, Vorschrift, Beschluss, Vollmacht oder Weisung oder durch sonslige wissent-
liche Pflichtverletzung durch den Versicherungsnehmer

Wird der Schaden durch eine direkt vorsälzliche Pflichtverletzung gegen auf Un-
lernehmensebene gesetzlem Becht (Satzung, Gesellschaftsvertrag, Compliance-
Richtlinie, Handlungsanweisung/ -empfehlung, etc.) verursacht, so besteht Versi-
cherungsschutz unter der Voraussetzung, dass der Versicherungsnehmer bei ob-
jektiver Würdigung aller Umstände, insbesondere auf der Grundlage angemes-
sener Information und unter Berücksichtigung der Rechtsprechung, im Zeitpunkt
seiner Entscheidung vernünftigeMeise annehmen durfte, zum Wohl des Unter-
nehmens zu handeln.

Solern die vorsätzliche Schadenverursachung oder wissentliche Pflichtverletzung
streitig ist, beste I
unter der Bedin z
nicht durch rech
wird. ErJolgt ein e
kend. Der Versicherungsnehmer ist dann verpllichtet, dem Versicherer die er-
brachten Leistungen zurückzuerstatlen.

$ffiI 
S.O.S Der Versicherer verzichtet im Leistungstall auf sein Kündigungsrecht

üffiJ q. Sachlicher Umfang des Versicherungsschutzes

bezüglich eines aus mehreren Verstößen fließenden einheitlichen Scha-

4.1. Leistungen des Versicherers

Der Versicherer übernimmt neben der Prüfung der Haftpflichtfrage

- die Kosten für die genchtliche und außergerichtliche Abwehr unbegründeter
Schadenersatzansprüche

uno

- die Freistellung von berechtigten Schadenersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, wenn der Versicherungs-
nehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnlsses oder Ver-

_, gleiches zur Entschädigung verpflichtet und der Versicherer hierdurch gebunden

I isr

Hierbei gilt {olgendes: lm Falle einer gesamtschuldnerischen Haftung überntmmt
der Versicherer die umfassende Freistellung des Versicherungsnehmers. Ansprü-
che des Versicherungsnehmers in diesem Zusammenhang, insbesondere Aus-
gleichsansprüche gem S 426 BGB, gehen automalisch auf den Versicherer über
Der Versicherer behält sich vor, diese Ansprüche durchzusetzen Anerkennlnisse
und Vergleiche, die vom Versrcherungsnehmer ohne Zustimmung des Versiche-
rers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, so-
weit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte

lst die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit bindender Wir-
kung für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den Versicherungs-
nehmer binnen zwei Wochen von dem Schadenersatzansoruch Ireizustellen.

4.2. Serienschäden

Eine einmalige Leistung der Versicherungssumme kommt nur in Frage

4.2.1
oens,
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7. Anderweitige Versicherungen, Mehrfachversicherungen

Besteht für einen unter diesem Versicherungsvertrag geltend gemachten Schaden
auch unter einem anderen Versicherungsvertrag Versicherungsschutz, so ist der
Versicherungsnehmer verpflichtet, den Schaden zunächst unter dem anderwei-
tigen Versicherungsvertrag geltend zu machen.

Die Leistungspflicht des Versicherers unter diesem Vertrag besteht nur, wenn und
insoweit der andeMeitige Versicherer nicht leistet.

Versicherungsschutz besteht in Ergänzung zu der Leistung des anderen Versi-
cherers, soweit der Versicherungsschutz unter diesem Vertrag weiter isl als unter
dem anderen einschlägigen Versicherungsvertrag (Konditionsdifferenzdeckung),
andeffveitig Versicherungsschutz durch Zahlung verbraucht ist (Summenaus-
schöpfungsdeckung) oder soweit über den anderen Vertrag kein Versicherungs-
schutz mehr besteht.

Kommt es zu einer Leistung aus diesem Versicherungsvertrag, weil der Versiche-
rer des anderweitigen Versicherungsvertrages seine Leistungspllicht gegenüber
dem Versicherungsnehmer bestreitet, so ist dieser verpflichtet, diese Versiche-
rungsverträge otfen zu legen und etwaige Ansprüche aus dem anderweitigen Ver
sicherungsvbrtrag aul Weisung des Versicherers durchzusetzen oder an ihn ab-
zutreten.

Sofern der Versicherungsnehmer das durch diesen Versicherungsvertrag versi-
cherte Risiko auch anderueitig versichert (Doppelversicherung, Anschlussversi-
cherung), ist dies dem Versicherer unter Angabe des Versicherers und der Versi'
cherungssumme unvezüglich anzuzeigen.

8. Übertragung der Versicherungsansprüche

Die Versicherungsansprüche können vor ihrer endgültigen Feststellung ohne aus-
drückliche Zustimmung des Versicherers nicht, auch nicht teilweise, auf Dritte
übertragen werden.

Sofern nicht abweichend vereinbart, bleibt die Abtretung an den geschädigten Drit'
ten zulässig.

9. Rückgriftsansprüche, Verzichtswirkung

9.1. Rückgriffsansprüche des Versicherungsnehmers sowie dessen Ansprüctle
auf Kosten-ersatz, auf Rückgabe hinterlegter und auf Rückerstanung bezahlter Be-
träge sowie auf Abtretung gem. S 255 BGB gehen in Höhe der vom Versicherer
geleisteten Zahlung ohne weiteres auf diesen über. Der Versicherer kann die Aus'
stellung einer den Forderungsübergang nachweisenden Urkunde verlangen.

9.2. Hat ein Versicherungsnehmer aut einen Anspruch gemäß Ziffer 4.9.1. oder
ein zu dessen Sicherung dienendes Recht verzichtet, bleibt der Versicherer die-
sem gegenüber nur insoweit verpflichtet, als der Versicherungsnehmer nachweist,
dass die Verlolgung ergebnislos geblieben wäre.

10. Beitragszahlung

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungssteuer, die der Versi-
cherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat.

10.1, Erst- oder Einmalbeitrag, Zahlungsverzug

10.1.1. Der ersle oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach Zugang des Versi-
cherungsscheines fällig, nicht aber vor dem im Versicherungsschein ausgewie-
senen Versicherungsbeginn.

10.1.2. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht
rechtzeitig, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn,
der Versicherungsnehmer weist nach, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten
hat.

'10.1 .3. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht
rechtzeitig, kann der Versicherer schriftlich vom Vertrag zurücktreten, solange der
Beitrag nicht gezahlt ist, es sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, dass
er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.
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1 0.2. Folgebeitrag, Zahlungsvezug

10.2.1. Die Folgebeiträge sind, soweit nichl etwas anderes bestimmt ist, am Mo-
natsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.

Die Zahlung gilt als rechDeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in
der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erlolgt.

10.2.2. Wnd der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungs-
nehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung
nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer isl berechtigt, Ersatz des ihm durch den Vezug entstandenen
Schadens zu verlangen.

10.2.3. Der Versicherer wird den Versicherungsnehmer in Textform zur Zahlung
auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen.

lst der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungslrist noch mit der Zah-
lung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkl bis zur Zahlung kein Versicherungs-
schutz, wenn er mit der Zahlungszufforderung darauf hingewiesen wurde.

10.2.4. lst der Versicherungsnehmer nach Ablaut der Zahlungsfrist noch mit der
Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Kün-
digungsfrist in Schriltform kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der
Zahlungsaufforderung nach Ziffer 4.1 0.2.3. darauf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versicherungsnehmer danach inner-
halb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versi-
cherungställe, die zwischen dem Zugang und der Zahlung eingetreten sind, be-
steht jedoch kein Versicherungsschutz.

1 0.2.5. Bei Teilzahlung des Jahresbeitrages werden die noch ausstehenden Raten
des Jahresbeitrages sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung
einer Rate in Verzug gerät. Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche
Beitragszahlung verlangen.

10.3. Rechtzeitigkelt bel Lastschriftvertahron

10.3.1. lst die Einziehung des Beitrags von €inem Konto vereinbart, gilt die Zah-
lung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem im Versicherungsschein oder der
Beitragsrechnung angegebenen Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der
Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht.

10.3.2. Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers
vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch recht-
zeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsautfor-
derung des Versicherers erfolgt.

10.3.3. Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungs-
nehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der Versicherungs-
nehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag wiederholt nicht ein-
gezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außejhalb
des Lastschrittverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Uber-
mittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer in Textlorm hier-
zu aufgefordert worden ist.

10.4. Beitrag bei vorzeitigsr Vertragsbeendigung

'10.4.1. lm Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf der
Versicherungsperiode steht dem Versicherer lür diese Versicherungsperiode nur
derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versiche-
rungsschutz beslanden hat.

Dies gilt sinngemäß für den Fall des Widerruls.

10.4.2. Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt wegen Verletzung vor-
vertraglicher Anzeigepflichten oder durch Anfechlung des Versicherers wegen
arglistiger Täuschung beendet, steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirk-
samwerden der Rücktritls- oder Anlechtungserklärung zu.
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'10 4 3. Tritt der Versicherer wegen Nichtzahlung des Ers! bzw. Einmalbeitrags
zurück, kann er eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen

1 0.5. Beitragsregulierung

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Erhalt einer Auflorderung des Ver-
sicherers, welche auch durch einen der Beitragsrechnung aufgedruckten Hinweis
erfolgen kann, Mitteilung darüber zu machen, ob und welche Anderung in dem ver-
sicherten Risiko gegenüber den zum Zwecke der Beitragsbemessung gemachten
Angaben eingetreten ist

Diese Anzeige ist innerhalb eines Monats nach Erhalt der Aufforderung zu ma-
chen

Auf Aulforderung des Versicherers sind dte Angaben durch die Geschäftsbücher
oder sonstige Belege nachzuweisen

Unterlassungen oder unrichtige Angaben zum Nachteile des Versicherers berech-
tigen diesen, unbeschadet weilergehender Rechte, eine Venragsstrafe in drei-
facher Höhe des festgestellten Beitragsunterschieds vom Versicherungsnehmer
zu erheben, sofern letzterer nicht beweist, dass die Unterlassungen oder unrich-
tigen Angaben ohne ein von ihm zu vertretendes Verschulden gemacht worden
srnd

1 0.6. Beitragsfestsetzung

Auf Grund des Verlängerungs-/ Regulierungsfragebogens oder sonstiger Feststel-
lungen wird der Beitrag für das kommende Versicherungs.iahr festgesetzt Dies
gilt auch in Ansehung neu hinzu kommender N/andate (A 1 1 4)

Beim Fortlall eines Risikos (eines Mandates, siehe Versicherungsschein) wird der
etwaige Minderbeitrag vom Eingang der Anzeige ab berechnet

1 1. Anzeigepflichten, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten

1 1.1 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Verlragserklärung dem
Versicherer alle seine bekannten Gelahrumstände anzuzeigen, nach denen der
Versicherer in Textform gelragt hat und die für den Entschluss des Versicherers
erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen

Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpllichtet, als nach sei-
ner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme, der Versicherer Fragen im
Sinne des Satzes 1 stellt

11 2 Gelahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss
des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem verein-
barten Inhalt abzuschließen.

1.1 3 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlos-
sen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss sich der Versiche-
rungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder
dies arglistig verschwiegen

1 1 4 Der Versicherungsnehmer ist - unbeschadet Ziffer 1 0.6 - verpflichtet, Verän-
derungen hinsichtlich der im Versicherungsschein und seinen Nachträgen be-
zeichneten Mandate (vgl. A 1 und A.1 1 ) dem Versicherer anzuzeigen.

Vorbehaltlich abweichender Regelungen gilt dabei folgendes:

lm Falle von Veränderungen bei bereits versicherten Mandaten, wie z B bei
Funktionswechseln (Berufung in den Vorstand, Aufsichtsrat etc.), hat die Anzeige
unverzüglich, in allen übrigen Fällen (Wegfall oder Ubernahme neuer Mandate)
binnen 3 Monaten nach Bestellung/Aulnahme der Tätigkeit zu erfolgen.

Ein Unternehmenswechsel ist, auch bei Aufrechlerhaltung einer Funktion, stets als
die Ubernahme eines neuen Mandates zu werten. Entsprechendes gilt bei der
Ubernahme weiterer Mandate innerhalb eines Konzerns oder einer Unterneh-
mensgruppe

Für die Dauer der Risikoprüfung durch den Versicherer besteht vorab Versiche-
rungsschutz ab Ubernahme des Mandats (Vorsorgeversicherung) welcher rück-
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wirkend entfällt, wenn der Versicherer die Ubernahme des Versicherungsschutzes
endgültig ablehnt hat.

12. Anzeige des Versicherungsfalles und sonstige Obliegenheiten
nach Eintritt des Versicherungsfalles

1 2.1 . Anzeige des Versicherungsfalles

1 2 1 .1 . Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.

Wird ein Ermittlungsverfahren einge tändiges
geordnet oder ergeht ein Strafbelehl , der den
gensschadens zum Gegenstand hat haben kö
sicherungsnehmer dem Versichere Anzeige
wenn der Versicherungsfall selbst bereits angezeigt wurde.

Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich g_eltend gemacht,
Prozesskostenhilfe beanlragt oder gegen diesen gerichtlich der Streit verkündet,
so ist dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen. Das gleiche gilt im Falle eines Arre-
stes oder einer einstweiligen Verfügung

Gegen einen Mahnbescheid muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Wider
sprüch einlegen, ohne dass es einer Weisung des Versicherers bedarf.

12.1 2 Zv Wahtung der Fristen genügt die rechtzeitige Absendung der Anzeige.

12.1 3 Unterbleibt die rechtzeitrge Anzeige, ist der Versicherer nichl zur Leistung
verpflichtet (Siehe A 13 )

Dies gilt nicht, wenn der Versicherer auf andere Weise vom Versicherungslall
rechtzeitig Kenntnis erlangt hat.

12.2. Weitere Behandlung des versicherungstalles

12.2.1. Det Versicherungsnehmer vollständ
gemäß über sämtliche Umstände alls zu u
Beweismittel anzugeben und Unler zur Verfü

12 2 2 Der Veßicherer bestätigt den Umfang des für den Versicherungsfall beste-
henden Versicherungsschutzes.

Ergreilt der Versicherungsnehmer Maßnahmen zur Wahrnehmung seiner recht-
lichen Interessen, bevor der Versicherer den Umfang des Versicherungsschutzes
bestätigt hat und entstehen durch solche Maßnahmen Kosten, trägt der Versiche-
rer nur die Kosten, die er bei einer Bestätigung vor Einleitung dieser Maßnahmen
zu tragen gehabt hätte

12.2.3. Der Versi i

des Versicherers t
dens zu sorgen
dient, sofern ihm il

- bei der Abwehr des Schadens sowie bei der Schadenerminlung und -regulierung
zu unterstützen,

- ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenbertchte zu erstatten,

- alle Tatumstände, welche auf den Versicherungsfall Bezug haben, mttzuteilen
uno

- alle nach Ansicht des Versicherers für die Beurteilung des Versicherungsfalles
erhebilchen Schriftstücke einzusenden

122.4. Den aus Anlass eines Versicherungsfalles erforderlichen Schriftwechsel
hat der Versicherungsnehmer unentgeltlich zu führen.
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12.3. Erledigung des versicherungsfalles

Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpflichtanspruches durch
Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich an dem Widerstand des Versiche-
rungsnehmers scheitert oder falls der Versicherer seinen vertragsgemäßen Anteil
zur Belriedigung des Geschädigten zur Verfügung stellt, hat der Versicherer für
den von der Weigerung bzw. der Zurverfügungstellung an entstehenden Mehrauf-
wand an Hauptsache, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

13. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

13,1. Obliegenheitsverlefung vor Eintritt des Versicherungsfalles

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die er
vor Eintritt des Versicherungslalles zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Ver-
trag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos
in Schriftform kündigen.

Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahr-
lässigkeit beruhte-

13.2. Vorsätrliche und grob fahrlässige ObliegenheitsverleEungen

Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, ist der Versicherer
nicht zur Leistung verpflichtet.

Der Versicherer bleibt indes zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder auf den Versiche-
rungsfall oder dessen Feststellung, noch auf den Umlang der Leistungspflicht oder
dessen Feststellung Einfluss gehabt hat. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Bei grob fahdässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast lür das Nichtvorliegen
einer groben Fahrlässigkeit trilgt der Versicherungsnehmer.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der Versicherer
ein ihm nach Zitler A.1 3.1 . zustehendes Kündigungsrecht ausübt.

13.3. Kündigung wegen arglistiger Täuschung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzutech-
ten, bleibt unberührt.

1 4. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

14.1 Schrittedordernis

Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind schriftlich ab-
zugeben, sotern nicht ausdrücklich etwas anderes - z. B. Textform - bestimmt ist.
Sie sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versiche-
rungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschättsstel-
le gerichtet werden.

14.2 Anschriftenänderung

Hat der Versicherungsnehmer eine Anderung seiner Anschrift dem Versicherer
nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer
gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die
letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der
Absendung als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namens-
änderung des Versicherungsnehmers.

15. Gerachtsstand und anzuwendendes Recht

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich
die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner tür den
Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.
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lst der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich
zusländig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat. Für Klagen gegen den Versicherungsnehmer ist dieses Gericht aus-
schließlich zuständig.

Hat der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthallsort aus dem Geltungsbereich des Versich€rungsvertrags-
gesetzes verlegt oder ist dieser im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, be-
stimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsver-
trag gegen den Versicherer oder den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des
Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlas-
sung.

Auf den Versicherungsvertrag lindet ausschließlich deutsches Recht Anwendung.
Die Vertragssprache ist deutsch.

B. Besonderer Teil

1. Abwehr- und Kostenschutz

1.1. Verfahrenstührung, Anwaltswahl

Der Versicherer sorgt lür die notwendige gerichtliche und außergerichtliche Wahr-
nehmung der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers und trägt die dem
Versicherungsnehmer hieöei entstehenden Kosten. Dies gilt auch insoweit, als
die Höhe des geltend gemachten Anspruchs (Streitwert) die Versicherungssumme
übersteigt.

0ie Anwaltswahl steht dem Versicherungsnehmer zu.

Der Versicherer wählt den Rechtsanwalt aus, wenn

- der Versicherungsnehmer dies verlangt;

- der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt benennt und dem Versicherer
die alsbaldige Beauftragung eines Rechtsanwalts notwendig erscheint.

Falls der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht bereits selbst beauftragt
hat, wird dieser vom Versicherer im Namen des Versicherungsnehmers beauf-
tragt.

Für die Tätigkeit des Rechtsanwalts ist der Versicherer nicht verantwortlich.

1.2. Kosten

Der Versicherer übernimmt die gebührenordnungsmäßigen Kosten und - nach Ab-
stimmung - darüber hinausgehende Kosten im Rahmen von Honorarvereinba-
rungen.

Kosten sind Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwen-
dungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach Eintritt des
Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem
Versicherer nicht selbst entstehen. Dies gilt auch dann, wenn diese Kosten auf
Weisung des V€rsicherers entstanden sind.

Der Versicherer trägt Reisekosten des Versicherungsnehmers für Reisen an den
Ort des zuständigen ausländischen Gerichts, wenn das Erscheinen des Versiche-
rungsnehmers vorgeschrieben oder zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erfor-
derlich ist. Die Kosten werden bis zur Höhe der lür Geschäftsreisen von deutschen
Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen.

1.2,1, Weitere Kosten

In Enareiterung zu 4.2. hat der Versicherungsnehmer das Rechl, einen Rechtsan-
walt, Wirtschaftsprüfer oder sonstigen Sachverständigen mit der Wahrnehmung
seiner lnteressen zu beauftragen, sofern eine Inanspruchnahme wahrscheinlich
ist.

Abweichend von 8.1.1 gilt diese Regelung nur, soweit der Versicherer der Beauf-
tragung des Rechtsanwalts nicht widersprochen hat. Dem Versicherer ist die be-
absichtigte Beauftragung unverzüglich und schriftlich mitzuteilen.
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1.2.1.1. Kosten bei Persönlichkeitsrechtsverletzungen

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die edorderlichen Kosten zur
Wahrung von Persönlichkeitsrechten des Versicherungsnehmers im Zusammen-
hang mit einem unter den Versicherungsschutz fallenden Ereignis (vgl. 4.2. und
8.1.2.1 ).

Diese Kosten sind Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem der Er-
lass einer einstweiligen Verfügung begehrt wird, auch wenn es sich um Ansprüche
auf Unterlassung handelt. Soweit ein Widenufsverlangen oder ein Anspruch aut
Unterlassen geltend gemacht wird, ersetzt der Versicherer auch außergerichtliche
Anwaltskosten, die dem Versicherungsnehmer entstehen.

Umtasst sind insbesondere die Kosten einer Gegendarstellung und eines PR-Be-
raters. Die Wahl des PR-Beraters steht dem Versicherunosnehmer in Abstimmunq
mit dem Versicherer zu

Bei einer Rufschädigung nach $$ 185, 186 SIGB übernimmt der Versicherer zu-
sätzlich die Kosten der Privatklage nach $ 374 fi SIPO

Die Leistungen des Versicherers bezüglich der Kosten des PR-Beraters und der
Privatklage sind auf 20 % der Versicherungssumme, maximal jedoch auf 25.000
EUR begrenzt.

1.2.1.2. Strafrechtsschutr, behördlicher Rechtsschutz, Kosten für Sicher-
heitsleistung, Auslieferungsvedahren

Wird gegen einen Versicherungsnehmer wegen eines Verstoßes, welcher einen
versicherten Anspruch zur Folge haben kann, ein Straf- oder Ordnungswidrigkeits-
verfahren oder ein anderes behördliches Untersuchungsverfahren eingeleitet,
übernimmt der Versicherer die Abwehrkosten für den Versicherungsnehmer zum
Zwecke der Verteidigung.

Unter den gleichen Voraussetzungen gewährt der Versicherer auch ein zinsloses
Darlehen für die Stellung einer straf- oder zivilrechtlichen Sicherheitsleistung (Kau-
tion).

Wird gegen den Versicherungsnehmer wegen einer Pflichtverletzung Untersu-
chungshaft angeordnet oder ein formeller Bescheid über ein Auslielerungsgesuch
zugestellt oder ihm gegenüber ein Haftbefehl infolge eines Auslieferungsgesuches
vollstreckt, so übernimmt der Versicherer zusätzlich die notwendigen und ange-
messenen Auslagen des Versicherungsnehmers. Diese beinhalten Versand-
kosten für Medikamente, gegebenenfalls Verpflegungs- und Unterbringungskosten
des Versicherungsnehmers, die Kosten der Benachrichtigung naher Angehöriger
sowie die im Rahmen der Einschaltung von Behörden, z.B. Konsulate und Bot-
schaften, anf allenden Kosten.

1.2.1.3. Unterlassungs- und Auskunftsansprüche

Wird gegenüber dem Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit einem Versi-
cherungsfall ein Unterlassungs- oder Auskunftsanspruch nach den Vorschriften
des geweölichen Rechtsschutzes (Markenrecht, Patentrecht, Urheberrecht), des
Kartellrechts oder des Wettbewerbsrechts geltend gemacht, übernimmt der Versi-
cherer die Kosten der Abwehr des Anspruchs. Die Leistungen des Versicherers
sind auf 1 0% der Versicherungssumme, max. 50 000 Euro begrenzt

1.2.1.4, Kosten der Rechtsabwehr bei ungerechtfertigter Bereicherung

Der Versicherer trägt die notwendigen Kosten im Zusammenhang mit der Abwehr
von Ansprüchen wegen Rückzahlung oder Rückgabe von Bezügen, Tantiemen
oder sonstiger Vorteile, welche der Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit
der versicherten Tätigkeit ohne wirksamen Rechtsgrund erhalten hat oder erhalten
haben soll. Dies gilt, bis das Vorliegen einer ungerechtfertigten Bereicherung fest-
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gestellt oder diese anerkannt wurde. Die Leistungen des Versicherers sind aul
i 0% der Versicherungssumme, max. 50.000 Euro begrenzt.

1.2.1 .5. Kosten bei Aufrechnung mit GehaltsansPrüchen

Erklärt das jeweilige Unternehmen, bei dem der Versicherungsnehmer in seiner
versicherteri Tätiokeit tätio ist aufqrund behaupteter Ansprüche, welche im Rah-
men des Versicherungsvertrages versichert wären, gegenüber dem Versiche'
runosnehmer die Aufiechnunq mit dienstvertraglichen Gehaltsansprüchen desrungsnehmer die Aufrechnung mit dienstvertraglichen oes
Veriicherungsnehmers, übernfmmt der Versicheier die Kosten der Abwehr des
Anspruchs b2w. die Kosten für den Aktivprozess, in welchem die Berechtigung der
Forderungen überprüft wird.

Das Gleiche gilt für die Fälle, in welchen die Lohnzahlung wegen Arrest, Beschlag-
nahme oder öines Ausübungsverbotes eingefroren, entzogen oder beschlagnahmt
wuroe.

2. Freistellung von Schadenersatzansprüchen

2.1. Versicherungsumlang

Der Versicherer übernimmt die Schadensersatzleistungen, zu denen der Versi-
c v keiten gemäß 4.1 .1 auf-
g oder-Vergleiches ver-
p u (vgl. 4.4.1.).

2.2. Mitversicherung des Selbstbehaltes einer Unternehmens-D&O

Der Versicherer übernimmt den gesetzlich oder vertraglich festgelegten Selbstbe-
halt (SB) des Versicherungsnehmers, sowie eventuelle hiermit in Zusammenhang
stehende Kosten soweil

- der Versicherungsnehmer zu einer Schadenersatzleistung verpflichtet ist'

- für die unter einem Unternehmens-D&O-Vertrag Versicherungsschutz mit bin-
dender Wirkung für den Versicherer besteht und

- aus rtrag eine diese gung beinhal-
tende stung erbrachtw von dem Ver-
sicher ges zurück gefor I

- der andere Versicherer unter Abzug der Selbstbeteiligung geleistet hat.

2.3, Mitversicherung des Dienstwagenersatzes

Für den Fall, dass dem Versicherungsnehmer aulgrund einer bestrittenen, versi-
Dienstwagens genom-
Anmietung eines ver-

Ä:;:lfi:3""3l:l:,:'
Sofern sich der Vorwurf der Pflichtverletz Ver'
sicherungsnehmer aufgrund dessen ein nter-
nehmen zusteht, geht dieser automatisch teten
Zahlung aul diesen über.

2.4. Psychologische Betreuung

Sofern erforderlich, übernimmt der Versicherer Kosten
für psychologische Betreuung des Versicherun Kosten
nicht von einer Krankenversicherung getragen cht des
Versicherers ist aut ein Sublimit in Höhe von 2 ungsfall
und Versicherungsperiode begrenzt. Die Wahl des Betreuers steht dem Versiche-
ter zu.
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Sanktionsklausel

Ausgabe - April 201 1

Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen - Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die
Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder
der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.

Dies gilt auch für Wirtschatts-, Handels- oder Finanzsanklionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika in
Hinblick auf den lran erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder deutsche Rechtsvorschrilten entgegenstehen.
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Merkblatt zur Datenverarbeitung
R+VVersicherunssgruo.?"";1?[i:",:id,li"1-6518swiesbaden

Vorbemerkung
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung
(EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch
bietet die EDV einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als
die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten zu lhrer Person
wird durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung undwird durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt.
-nutzuno zulässiq, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorr-nutzung zulässig, wenn das BDSG
einqewilliot hat. Das BDSG erlaubl

eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene
eingewilligt hat. BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der

ung eines Vertragsverhältnisses oder vertrags ensverhäl ieht
zur Wahrung berechtigter Interessen der speic orderlich i und
besteht, dass das schutzwürdige Interesse an dem der

Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung
U Einzelfall ung
si für die n
E dem BD gilt
V s, endet j Unt
Ablehnung des Antrags oder durch lhren jederzeit möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei
Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt es unter Umständen nicht zu einem
Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganzbzw. teilweise gestrichener Einwilligungserklärung kann eine
Datenverarbeitung und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der
Vorbemerkung beschrieben, erfolgen.

Schweigepflichtentbindungserklärung
Daneben setzt auch die Ubermittlung von Daten, die wie z. B. beim Arzt einem Berufsgeheimnis
unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen (Schweigepflichtentbindung) voraus. In der Lebens-,
Kranken- und Unfallversicherung (Personenversicherung) ist daher im Antrag auch eine
Schweigepf I ichtentbindungsklausel enthalten.

lm Folgenden wollen wir lhnen einige wesentliche Beispiele für die Datenverarbeitung und -nutzung
nennen.

1. Datenspeicherung bei lhrem Versicherer
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das sind zunächst lhre Angaben im

agsdaten). Weiter werden zum Vert technische Daten nummer
mer), Versicherungssumme, Ve Beitrag, Ban sowie
nfalls die Angaben eines Dritten, z. rs, eines Sachver er eines

sdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern wir lhre Angaben zum Schaden und
Angaben von Dritten, wie beispielsweise den vom Arzt ermittelten Grad der
Feststellung lhrer Reparaturwerkstatt über einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf

einer Lebensversicheru ng den Auszahlungsbetrag (Leistu ngsdaten).

Darüber hinaus speichern und nutzen wir im Rahmen der datenschutzrechtlichen Zulässigkeit lhre Daten
zum Zwecke der Werbung sowie der Markt- und Meinungsforschung. Dieser Nutzung lhrer Daten können
Sie jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widersprechen.

2. Datenübermittlung an Rückversicherer
lm Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen Ausgleich der von ihm
übernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken an
Rückversicherer im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer benötigen ebenfalls entsprechende
versicherungstechnische Angaben von uns, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des
Versicherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch lhre Personalien.
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Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen auch die dafür
erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt.
In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer, denen sie ebenfalls
entsprechende Daten übergeben.

3. Datenübermittlung an andere Versicherer

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstellung, jeder Vertragsänderung
und im Schadenfall dem Versicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses und die Schadenabwicklung
wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu gehören z. B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder
Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte oder
gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Widersprüche in den Angaben des
Versicherten aufzuklären oder um Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu
schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende
Auskünfte auf Anfragen zu erteilen.

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetzlicher Forderungsübergang
sowie bei Teilungsabkommen) eines Austauschs von personenbezogenen Daten unter den Versicherern.
Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des
Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und Schadentag.

4. Zentrale H i nwe issysteme
Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur Risikobeurteilung, zur
weiteren Aufklärung des Sachverhalts oder zur Verhinderung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an
den zuständigen Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen
anderer Versicherer zu beantworten. Die Versicherungswirtschaft nutzt zur genaueren Risiko- und
Leistungsfalleinschätzung das Hinweis- und Informationssystem, das derzeit die informa Insurance Risk
and Fraud Prevention GmbH betreibt. Nicht alle Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe nehmen am
Hinweis- und Informationssystem teil.

Die Aufnahme in dieses Hinweis- und Informationssystem und dessen Nutzung erfolgt lediglich zu
Zwecken, die mit dem System verfolgt werden dürfen, also nur soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt
sind.

Schaden
Die informa IRFP GmbH betreibt das Hinweis- und lnformationssystem der Versicherungswirtschaft (HlS).
An das HIS melden wir - ebenso wie andere Versicherungsunternehmen - erhöhte Risiken sowie
Auflälligkeiten, die auf Versicherungsbetrug hindeuten könnten und daher einer näheren Prüfung bedürfen.
Die Meldung ist bei Antragstellung oder im Schadenfall möglich und kann eine Person oder eine Sache,Sache,Die Meldung ist bei Antragstellung oder im Schadenf
z. B. ein Kfz, betreffen. Eine Meldung zur Person istz. B. ein Kfz, betreffen. Eine Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden gemeldet
werden oder z. B. das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang zu bringen ist. Diewerden oder z. B. das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang zu bringen ist. Die
Versicherer müssen im Schadenfall wissen, ob ein Fahrzeug schwerwiegende oder unreparierte
Vorschäden hatte oder soqar schon einmal als gestohlen oemeldet wurde. Aus diesem Grund melden wirVorschäden hatte oder sogar schon einmal als gestohlen gemeldet wurde. Aus
Fahrzeuge an das HlS, wenn diese einen Totalschaden haben, gestohlen worden sind, sowie im Falle von
Abrechnungen ohne Reparaturnachweis. lmmobilien melden wir an das HlS, wenn wir eine ungewöhnlich
hohe Schadenhäufigkeit feststellen. Sollten wir Sie, lhre lmmobilie oder lhr Fahrzeug an das HIS melden,
werden Sie in jedem Fall über die Einmeldung von uns benachrichtigt.

Bei der Prüfung lhres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrags oder Regulierung eines
Schadens richten wir Anfragen zur Person oder Sache (2. B. Ktz) an das HIS und speichern die Ergebnisse
der Anfragen. lm Schadensfall kann es nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere
Angaben zum Sachverhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet haben, zu erfragen. Auch
diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Versicherungsfalls relevant sind. Es kann
auch dazu kommen, dass wir Anfragen anderer Versicherer in einem späteren Leistungsfall beantworten
und daher Auskunft über lhren Schadenfall geben müssen.

Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-irfp.de.



Haftpf lichtversicherung
Versicherung Nr. 407 25 573236076 257 - Bedingungen
Versicherungsschein - gültig ab: 20.1 1 .2013 12:00 Uhr

R+V Allgemeine Versicherung AG

Raiffeisenplatz 1

65189 Wiesbaden
Seite 17

(o
F(o
cit

ooo

!t

Rechtsschutz
Die informa IRFP GmbH betreibt das Hinweis- und I

An das HIS melden wir - ebenso wie andere Ver
werden gemeldet, wenn ungewöhnlich häufig Recht
HIS melden, werden wir Sie darüber benachrichtigen
Versicherungsvertrags richten wir Anfragen zu lhrer
Anfragen. Eihalten wir einen Hinweis äuf risikoerhöhende Besonderheiten, kann es sein, dass wir von
lhnen zusätzliche Informationen zu dem konkreten Grund der Meldung benötigen.

Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-irfp.de.

5. Datenverarbeitung in und außerhalb der Unternehmensgruppe

s chen (2. B. Lebens-, Kranken-, herung) und andere
s Kreditd, Bausparen, Kapitalanlagen, I werden durch rechtlich

betrieben. Um den Kunden einen n Versicherungsschutz
anbieten zu können, arbeiten die Unternehmen häufig in Unternehmensgruppen zusammen.

Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso oder die
Datenverarbeitring. So wird z. B. lhre Adresse gegebenenfalls nur einmal gespeichert, auch wenn Sie
Verträge mit versöhiedenen Unternehmen der Gruppe abschließen; und auch lhre Versicherungsnummer,
die Art der Verträge, gegebenenfalls lhr Geburtsdatum, Kontonummer und Bankleitzahl, d. h. lhre
allgemeinen Antrags-, Vertägs- und Leistungsdaten, werden in einer zentralen Datensammlung geführt.

Dabei sind so genannte Partnerdaten (2. B. Name, Adresse, Kundennummer, Kontonummer, Bankleitzahl,
bestehende Verträge) von allen Unterhehmen der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann eingehendeDestenenoe venrage) von allen unternenmen oer uruppe aolragoar. AUI orese vvelse Kart]l el]lgellclluE
Post immer richtig zugeordnet und bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Paftner genannl
werden. Auch Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt verbucht werden.

Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen nur von det!
Versicherüngsuntärnehmen der Gluppe abfrägbar. Obwohl alle diese Daten nur zur Beratun_g und
Betreuung des jeweiligen Kunden Ourbh Oie einz-elnen Unternehmen verwendet werden, spricht das Gesetz
auch hier voh "Dätenübermittlung", bei der die Vorschriften des BDSG zu beachten sind.
Branchenspezifische Daten - wie z. B. Gesundheits- oder Bonitätsdaten - bleiben dagegen unter
ausschließlicher Verfügung der jeweiligen Unternehmen.

Eine Datenübermittlung kann zwischen folgenden Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe

R+V Versicherung AG
R+V Allgemeine Versicherung AG
R+V Direktversicherung AG
fl+V Gruppenpensionsfonds AG
R+V Gruppenpensionsfonds-Service GmbH
R+V Krankenversicherung AG
R+V Lebensversicherung AG
B+V Lebensversicherung a.G.
R+V Luxembourg Lebensversicherung S.A.
R+V Pensionsfonds AG
R+V Pensionskasse AG
R+V Pensionsversicherung a.G.
R+V Rechtsschutz-Schadenregu lierungs-G mbH
R+V Service Center GmbH
R+V Treuhand GmbH
RUV Agenturberatungs GmbH
Vereinigte Tierversicherung Gesellschaft a. G.
KRAVAG-HOLDI NG Aktiengesellschaft
KRAVAG-ALLGEMEIN E Versicherungs-AG
KRAVAG-LOG ISTIC Versicherungs-AG
KRAVAG-SACH Versicherung des Deutschen Kraftverkehrs VaG
KRAVAG und SVG Assekuranz Vertriebs- und Bearbeitungszentrum GmbH
KRAVAG Umweltschutz- und Sicherheitstechnik GmbH

Genossenschaftliche FinanzGruppe
Volksbanken Raiffeisenbanken
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Condor
Condor
Condor
Gondor

Versicheru ngs-Aktiengesel lschaft
ngsgesellschaft mbH

GmbH

Unterstützungskasse der Condor-Versicherungsgesellschaft mbH
Optima Pensionskasse Aktiengesellschaft
Optima Versicheru ngs-Aktiengesellschaft
carexpert KFZ-Sachverständigen GmbH
CHEMIE Pensionsfonds AG
compertis Beratu ngsgesellschaft f ür betriebliches Vorsorgemanagement mbH
UMB Unternehmens-Managementberatungs GmbH

Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und Vermittler zur umfassenden Beratung und
Betreuung ihrer Kunden in weiteren Finanzdienstleistungen (2. B. Kredite, Bausparverträge, Kapitalanlagen,
lmmobilien) auch mit der Genossenschaftlichen Bankengruppe und Verbundunternehmen in der
Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken zusammen.

Zur Genossenschaftlichen Bankengruppe gehören zurzeit:
Volksbanken und Raiffeisenbanken
Deutsche Apotheker- und Arztebank eG
Kirchenbanken
PSD Banken
Sparda-Banken

Zur Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken zählen zurzeit:
DZ BANK AG Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank
WGZ BANK AG Westdeutsche Genossenschafts-Zentralbank
DG HYP - Deutsche Genossenschafts-Hypothekenbank AG
Münchener Hypothekenbank eG
WL BANK AG Westfälische Landschaft Bodenkreditbank
Bausparkasse Schwäbisch Hall AG
Union Investment Gruppe
VR-LEASING-Gruppe
TeamBank AG

Die Zusammenarbeit besteht dabei in der gegenseitigen Vermittlung der jeweiligen Produkte und
)wonnenen Kunden. So vermitteln z. B. die oenannten Kreditinstitrrt

ure zusammenarbefi bestent daDer In der gegensertigen vermmlung der jeweiligen Produkte und der
weiteren Betreuung der so gewonnenen Kunden. So vermitteln z. B. die genannten Kreditinstitute im
Rahmen einer Kundenberatuno/-betreuunq Versicherunoen als Eroänzuno zu den eioenenRahmen einer Kundenberatung/-betreuung Versicherungen als Ergänzung zu den eigenen
Finanzdienstleistungsprodukten. Für die Datenverarbeitung der vermittelnden Stelle gelten die folgenden
Ausführungen unter Punkt 6.

Außerdem kooperieren wir mit der BKK R+V.

6. Betreuung durch Versicherungsvermittler
In lhren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des sonstigen Dienstleistungsangebots unserer
Versicherungsgruppe bzw. unserer Kooperationspartner werden Sie durch einen unserer Vermittler betreut,
der Sie mit lhrer Einwilligung auch in sonstigen Finanzdienstleistungen berät. Vermittler in diesem Sinne
sind neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften sowie im Rahmen der Zusammenarbeit beisind neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften sowie im Rahmen der Z
Finanzdienstleistungen auch Kreditinstitute, Bausparkassen, Kapitalanlage- und lmmo
und andere. Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der V

lmmobiliengesellschaften
Cer Vermittler zu diesenund andere. Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Vermittler zu diesen

Zwecken von uns die für die Betreuung und Beratung notwendigen Angaben aus lhren Antrags-, Vertrags-
und Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Versicherunqsschutzes und desund Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und
Risikos, Zahl der Versicherunqsfälle und Höhe von Versicherunosleistunoen sowie von unsRisikos, der Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungsleistungen sowie von unseren
Partner-/Verbundunternehmen Angaben über andere finanzielle Dienstleistungen, z. B. Abschluss und
Stand lhres Bausparvertrags. Ausschließlich zum Zweck von Vertragsanpassungen in der
Personenversicherung können an den zuständigen Vermittler auch Gesundheitsdaten übermittelt werden.
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Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbezogenen Daten im Rahmen der
genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Auch werden Sie von uns über Anderungen der
kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die
Bestimmungen des BDSG und seine besonderen Verschwiegenheitspflichten (2. B. Berufsgeheimnis und
Datengeheimnis) zu beachten.

Der für lhre Betreuung zuständige Vermittler wird lhnen mitgeteilt. Endet seine Tätigkeit für unser
Unternehmen (2. B. durch Kündigung des Vermittlervertrags oder bei Pensionierung), regelt das
Unternehmen lhre Betreuung neu;Sie werden hierüber informiert.

Soweit Sie durch einen Versicherungsmakler betreut werden, richten sich lhre Rechte und Pflichten,
insbesondere die Dauer lhrer Betreuung durch den Makler betreffend nach dem lnhalt des Maklerauftrags
bzw. der Maklervollmacht.

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über lhre Rechte

Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben dem eingangs erwähnten
Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf
Berichtigung, Sperrung oder Löschung lhrer in einer Dateigespeicherten Daten.

Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich bitte an den betrieblichen
Datenschutzbeauftragten lhres Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft,
Berichtigung, Sperruhg oder Löschung wegen der beim Rückversicherer glespeicherten Daten stets an
lhren Versicherer.

Genossenschaftliche FinanzGruppe
Volksbanken Raiffeisenbanken
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